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BILDUNGSPOLITIK

Bildungsplanung auf dem Prüfstand
Horst Regling, Bonn

Nach dem Verwaitungsabi<ommen zwischen 
Bund und Ländern über die gemeinsame Bil

dungsplanung ist es die wichtigste Aufgabe des 
im vierten Entwurf vorliegenden Bildungsgesamt
planes, die Struktur-, Bedarfs- und Finanzplanung 
aufeinander abzustimmen: Nur durch die Berück
sichtigung des finanziell und personell Möglichen 
kann die Bildungsreform realistisch geplant wer
den.

Nicht alles auf einmal

Wenn jetzt aber die für Mai dieses Jahres vorge
sehene Verabschiedung eines langfristigen Rah
menplanes voraussichtlich erst im nächsten Früh
jahr zu erwarten ist, so vor allem deshalb, weil 
„alle bisher formulierten und diskutierten Bil
dungspläne des Bildungsrates, des Wissenschafts
rates sowie der Bundesregierung, von denen die 
gemeinsame Planungskommission auszugehen 
hatte, jeder oder zumindest jeder soliden finanz
politischen Fundierung entbehrten“ ’).

Dies jedenfalls wurde deutlich, als man sich mit 
bemerkenswertem Eifer daran machte, den Reform
katalog eines Bildungswesens vom Kindergarten 
bis zur Weiterbildung auf seine personellen und 
finanziellen Auswirkungen hin zu analysieren. Die 
dabei -  auf dem Boden einer von der Produk
tivität bzw. dem Eigenwert aller bildungspoli
tischen Maßnahmen a priori überzeugten Bil
dungsplanung -  gewonnenen Ergebnisse waren 
jedoch mit dem Maßstab gesamtwirtschaftlicher 
Erfordernisse nicht mehr zu vereinbaren. Mit dem 
Hinweis, daß neben dem Bildungswesen noch an
dere wichtige öffentliche Aufgaben um die be
grenzten staatlichen Finanzierungsmittel konkur
rieren, handelten sich die Beamten des Wissen
schaftsministeriums von ihren Kollegen des Wirt- 
schafts- und Finanzministeriums den Vorwurf ein.
1) O. v.: ... die Erde hat sie wieder! In; Mitteilungen der Han- 
delsl<ammer Hamburg, 26. Jg., H. 6, Juni 1971, S. 399.
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unseriös geplant und die Öffentlichkeit über die 
Möglichkeiten einer Bildungsreform entsprechend 
falsch unterrichtet zu haben )̂.

Finanzielle und personelle Auswiricungen

Noch in ihrem „Bildungsbericht 70“ hatte sich die 
Bundesregierung die Vorstellungen des Bildungs
und Wissenschaftsrates weithin zu eigen gemacht 
und den jährlichen Gesamtbedarf für Schulen und 
Hochschulen, Wissenschaft und Forschung bis 
1980 auf 100 Mrd. DM oder 8%  des Bruttosozial
produktes prognostiziert. Die nunmehr von der 
Kommission vorgelegte Kostenrechnung weicht 
formal wie inhaltlich von dieser Aussage ab: 
Einerseits wurde der Prognosezeitraum — und 
damit das Programm — bis 1985 „gestreckt“ , und 
andererseits wurde davon abgesehen, die proji
zierten Kosten in jeweiligen Preisen, also unter 
Einschluß einer allgemeinen Inflationsrate, anzu
geben.
Um die geplanten Reformen verwirklichen zu 
können, müßte demnach der Anteil der öffent
lichen Bildungsausgaben am Bruttosozialprodukt
— gerechnet in relativen Preisen — von 3,9% 
(1970) über 5,3% (1975) sowie 6,7% (1980) auf 
7,5% (1985) gesteigert werden. Auf den Staats
haushalt bezogen bedeutet das, daß die Ausgaben 
für Bildung, Wissenschaft und Forschung von 1970 
bis 1985 um durchschnittlich 9,7% steigen müß
ten, während die übrigen Bereiche entsprechend 
nur um 5,3 % wachsen dürften ®).

Gleichzeitig würden als Folge der Bildungsreform 
dem Arbeitsmarkt bis 1985 1,8 Mill. Erwerbsper
sonen entzogen, und zwar 1,2 Mill. durch eine 
Verlängerung der Ausbildungswege sowie 570 000 
durch eine Aufstockung der im Bildungswesen Be
schäftigten von 580 000 (1970) auf 1,15 Mill. 
(1985)“'). Da im selben Zeitraum der Personalbe-
2) Vgl. 0 . C. K a i s e r ;  Bildungsbudget. In: Die Zeit v. 23. 4.
1971. Kaiser nimmt das Wissenschaftsministerium gegen diesen 
Vorwurf allerdings engagiert In Schutz.
Ähnliche Vorbehalte („unausgegorene Pläne“) zeigten die Länder
finanzminister gegenüber ihren Kollegen von Kultusministerien. 
Vgl. s. G e r b a u l e t :  Mehr Ideen ais Geld für die Bildungs
reform. In: Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 18. 6.1971.
3) Vgi. S. G e r b a u l e t ,  a. a. O.
■*) In der Perspektivprojektion der gesamtwirtschaftlichen Ent
wicklung bis 1985 war vom BundesWirtschaftsministerium noch 
davon ausgegangen worden, daB von der Veränderung des Aus
bildungssystems eine Entzugswirkung ausgehen dürfte, die sich 
In der Größenordnung von ca. 600 000 Personen hält. Vgl. Der 
Bundesminister für Wirtschaft: Die wirtschaftliche Lage in der 
BRD, Vierteljahresbericht III, 1970, S. 3*.
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Stand des Staates um insgesamt 1,1 Mill. zuneh
men soll, würde sich der Anteil der im Bildungs
sektor Beschäftigten an der Zahl der Staatsbe
diensteten entsprechend von 20% (1970) auf 29% 
(1985) erhöhen.

Durch den Entzug von 1,8 Mill. Arbeitskräften 
w/ürde die bis 1985 zu erwartende demographisch 
bedingte Zunahme der Erwerbspersonen nahezu 
vollständig absorbiert werden ®), so daß der Wirt
schaft durch die weitergehende Expansion des 
Staatssektors ceteris paribus zusätzlich 500 000 
Arbeitskräfte entzogen werden müßten. Insofern 
stellt sich die Frage, ob mit einem derart be
schränkten Arbeitskräftepotential die Finanzierung 
der umfangreichen Bildungsmaßnahmen -  ein
schließlich der anderen wichtigen Reformen — 
überhaupt gewährleistet werden kann. Von einer 
weiteren Zunahme der Gastarbeiter oder einer 
verstärkten Erwerbstätigkeit der Frauen dürfte in 
dieser Hinsicht jedenfalls keine durchgreifende 
Entlastung zu erwarten sein.

Weitere Korrekturen wahrscheiniich

Angesichts dieser Situation sind insbesondere von 
seiten der Wirtschafts- und Finanzminister der 
Länder, die zusammen mit den Gemeinden die 
finanzielle Hauptlast der Bildungsreform zu tragen 
haben, weitere Kürzungen angeregt worden.

So führten z. B. Berechnungen mit neu vorge
schlagenen Schüler-Lehrer-Relationen zu einer 
wesentlichen Senkung des bisher unterstellten 
Lehrkräftebedarfs: Während die für das Lehramt 
erforderlichen Hochschulabschlüsse von 1980 bis 
1984 unter den revidierten Annahmen auf insge
samt 88 000 bis 148 000 taxiert wurden, würden 
nach den Ansätzen des vierten Entwurfes zum 
Bildungsgesamtplan im selben Zeitraum 271 000 
bzw. 260 000 Hochschüler das Lehramtsstudium 
absolvieren. Und während der revidierte Bedarf 
an Studienanfängern des Lehramts von 1971 bis 
1980 224 000 bis 387 000 beträgt, werden für das
selbe Jahrzehnt im vierten Entwurf zum Bildungs
gesamtplan 628 000 bzw. 606 000 deutsche Stu
dienanfänger ausgewiesen ‘ ).

Daß unter solchen Umständen und bei Fortsetzung 
des bisherigen Trends der Lehrerausbildung ab 
1975 bereits ein numerus clausus für das Lehr
amtsstudium notwendig werden könnte, wird noch 
dadurch unterstrichen, daß in den jüngsten Be
darfsrechnungen die Zahl der Studienanfänger 
und der Studienabschlüsse des Lehramts ab 1975 
bereits sinkende Tendenz aufweist. Eine kritische 
Überprüfung der Studentenzahlen ist jedoch nicht

nur bei den Lehramtskandidaten zu erwarten. So 
scheinen vor allem die Vertreter der Bundesregie
rung zu der Meinung gelangt zu sein, „daß ein 
Ausbau des tertiären (Hochschul-) Bereichs im 
Tempo der Abiturientenprogression nicht möglich 
ist“ )̂.
Auch sollten Schwierigkeiten, die z. B. in den USA, 
Kanada, Großbritannien und Schweden bei der 
Eingliederung einer stark wachsenden Zahl von 
Hochschulabsolventen in den Produktionsprozeß 
zu verzeichnen sind, zu einer Überprüfung der 
geplanten Studentenexpansion Anlaß geben. Ge
rade weil von seiten der Bildungsökonomen in 
den vergangenen Jahren übereinstimmend die Er
stellung von Bedarfsprognosen als unpraktikabel, 
wenn nicht gar als überflüssig abgetan wurde, 
verdient die angekündigte Veröffentlichung einer 
von Widmaier erstellten Analyse besondere Auf
merksamkeit. Nach ihr steigt der Bedarf an Ab
solventen wissenschaftlicher Hochschulen von 
998 000 (1968) auf 1,42 Mill. (1980) an. Hier wird 
insbesondere zu prüfen sein, inwieweit dieser Zu
wachs vornehmlich durch die geplante Expansion 
des Bildungssektors verursacht wird; denn nach 
Deckung dieses akzelerativen Bedarfszuwachses 
stünde in Zukunft nur noch die erheblich geringere 
Ersatznachfrage nach akademischen Arbeitskräf
ten als Bedarf an.

Warten auf Bildungsbudget

Über die hier skizzierten Möglichkeiten hinaus 
könnte eine Reihe anderer Erwägungen dazu bei
tragen, daß der bisher ermittelte personelle und 
finanzielle Bedarf weiter reduziert wird. Kürzun
gen in den ersten drei Stufen des geplanten Bil
dungssystems — also im primären, sekundären 
und tertiären Sektor — würden zugleich die Mög
lichkeit eröffnen, daß der bisher vernachlässigte 
Bereich der Weiterbildung (vierte Stufe) einen 
höheren Stellenwert erhält®).

Letztlich aber werden sich alle Aktivitäten der 
Bildungsplaner an der Auffassung der Landes
finanzminister auszurichten haben, nach der ein 
Bildungsbudget im Sinne des Bund-Länder-Ab- 
kommens erst nach Fortschreibung der Finanz
planung bis 1975 und nach Kenntnis der künftigen 
Entwicklung des öffentlichen Gesamtbedarfs er
stellt werden kann. „Bis zur Aufstellung eines 
solchen Bildungsbudgets kann der Bildungsge
samtplan nur den Charakter eines Zwischenbe
richts haben’ ).“

5)  Vgl. WISTA, H. 9, 1970, S. 462.
i)  Eigene Berechnungen aufgrund der dort angeführten Alter
nativen, wobei die für 1970, 1975, 1980, 1985 angegebenen Werte 
kontinuierlich fortgeschrieben wurden.

7) Kultusminister und KMK-PräsIdent Maier, zitiert in: Bildungs
ausgaben werden bis 1985 auf 72 Milliarden Mark im Jahr an- 
wachsen. In: Süddeutsche Zeitung v. 21. 4.1971.
8) Voraussetzung einer auch qualitativ angemessenen Bildungs- 
Planung ist gegenwärtig jedoch die Inhaltliche Bestimmung von 
Bildungsgängen ln allen Stufen des neuen Bildungssystems.
’ ) Vgl. Stellungnahme der Finanzminister und Finanzsenatoren 
der Länder zum 3. Entwurf des Bildungsgesamtplanes v. 26. 5.
1971.

WIRTSCHAFTSDIENST 1971/VII 371


